
„Wer solche „Friedensforscher“ hat, braucht keine NA-
TO-Sprecher mehr“ schrieb Tobias Riegel zu Recht am 
13. Juni 2023 in den Nachdenkseiten. Seine Kritik galt 
dem soeben erschienenen „Friedensgutachten“ der vier 
großen Friedensforschungsinstitute. Diese Institute sind 
abhängig von der Einwerbung sogenannter Drittmittel, 
denn sie erhalten keine Haushaltsmittel von den Hoch-
schulen, an denen sie angesiedelt sind. 

2001 hat das Bundesbildungsministerium in Zusam-
menarbeit mit akademischen VertreterInnen der Friedens-
forschung die „Deutsche Stiftung Friedensforschung“ 
(DSF) gegründet, die nicht nur die Erstellung des Gutach-
tens sondern auch Einzelprojekte �nanziert.1 Auch weite-
re Mittel der Stiftung kommen meist von der öffentlichen 
Hand. Diese Institutionen üben of�ziell keine Zensur ge-
genüber den Anträgen aus,2 es darf aber zumindest ange-
nommen werden, dass die Antragstellerinnen und An-
tragsteller sich der politischen Grenzen etwaiger Kritik 
bewusst sind und dass die Schere in ihrem Kopf dahinge-
hend funktioniert, dass kritische Positionen gegenüber 
den Geldgebern von vornherein vermieden werden.

Dies ist der eine Strang der Vereinnahmung der Frie-
densforschung für die Legitimation der Anwendung von 
Gewalt in den Internationalen Beziehungen, gewisserma-
ßen das Zuckerbrot. Aber es geht auch anders: Bayern hat 
versucht, die Hochschulen zur Zusammenarbeit mit der 
Bundeswehr zu verp�ichten, ist damit allerdings aufgrund 
einer Popularklage weitgehend gescheitert.3 Die hessische 
Landesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag von 2024 
angekündigt, sie wolle „die Hochschulen dabei unterstüt-
zen, die Friedens- und Kon�iktforschung, Sicherheitsfor-
schung und sicherheitsbezogene Forschungsansätze wei-
terzuentwickeln“.4 Die Stoßrichtung ist klar: Es geht um 
die Abschaffung der sog. Zivilklausel. Interessant ist die 
Argumentation: Friedensforschung wird in einem Atem-
zug mit der Sicherheitsforschung genannt. Jenseits der 
Unvereinbarkeit beider Ansätze ist hier offensichtlich nur 
noch jener Teil der viel breiteren Zunft der Friedensfor-
scherinnen und Friedensforscher gemeint, der – wie vor 
allem die Autoren und Autorinnen des Friedensgutachtens 
– voll hinter der von Olaf Scholz verkündeten Zeitenwen-
de steht, der herrschafts- und regierungskonform die 
Kriegstüchtigkeit absichern hilft. Dass dieser Bereich und 
sein Diskurs als „die Friedensforschung“ dargestellt wer-
den, überrascht nicht: Sie erfüllt eine wichtige legitimato-

rische Aufgabe, wenn es um die Schleifung erkämpfter 
militärkritischer gesellschaftlicher Positionen geht.

Dies zeigt sich im derzeitigen Kampf um die Herstel-
lung von „Kriegstüchtigkeit“, bei dem es darum geht, in 
den Köpfen der Menschen antimilitaristische Positionen 
zu beseitigen, indem sie als nicht mehr zeitgemäß und nun 
auch wissenschaftlich widerlegt dargestellt werden. Wis-
senschaft, vor allem die Hochschulen, werden als wichti-
ge Quelle der Ideologieproduktion in die Verantwortung 
genommen, ihre Ressourcen sollen zur Verfügung gestellt 
werden für Rüstungsforschung. Dagegen hatten sich viele 
Hochschulen sogenannte Zivilklauseln gegeben und in 
ihren Grundordnungen festgeschrieben, dass Forschung 
und Lehre nur zivilen Zwecken dienen sollten. Noch ist 
dieser Kampf, für den Hessen derzeit exemplarisch steht, 
noch nicht verloren: An der Universität Kassel bewirkte 
der studentische, aber auch von anderen akademischen 
Ständen in Teilen mitgetragene Widerstand gerade die 
Vertagung einer Abstimmung im Senat über die geltende 
Zivilklausel vom 1. Juli auf Anfang November.

Aufklärung und friedenspolitischer Widerstand waren 
30 Jahre lang Erkennungsmerkmal der IMI. Gebraucht 
werdet Ihr mehr denn je: Nachdem die institutionelle 
Friedensforschung nun meint, in den Chor der Kriegser-
tüchtiger einstimmen zu müssen, bleibt für IMI das Al-
leinstellungsmerkmal, eine Friedensforschung zu betrei-
ben, die auf Antimilitarismus, Gewaltfreiheit und die Ver-
hinderung von Krieg gerichtet ist und sich als wissen-
schaftlicher Zuarbeiter der Friedensbewegung versteht. 
Dazu kann man Euch nur viel Glück und weiterhin viel 
Standfestigkeit wünschen – at multos annos!
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